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In diesem Zusammenhang sei auf § 6 Abs. 2 hingewiesen , 
der besagt: „Pflanzenschutzmittel dürfen auf Freilandflächen 
nur angewendet werden , soweit diese landwirtschaftlich, forst-
wirtschaftlich oder gärtnerisch genutzt werden. Sie dürfen 
jedoch nicht in oder unmittelbar an oberirdischen Gewässern 
oder Küstengewässern angewandt werden ." Diese Beschrän-
kung geht über die bisherigen flächenbezogenen Beschrän-
kungen hinaus und ist zum Schutze des Naturhaushaltes und 
damit zum Erhalt der Lebensstätten natürlicher Gegenspieler 
von Schadorganismen eingeführt worden. Nicht zu den land-
wirtschaftlich , forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten 
Flächen sind im allgemeinen die sogenannten Nichtkulturland-
flächen zu zählen , das heißt: angrenzende Feldraine, Böschun-
gen, nicht bewirtschaftete Flächen wie Hof- und Vorplätze, 
Versorgungsanlagen und Wege einschließlich der Wegränder 
(1;5). 
Aufgrund der oben genannten Anwendungsbeschränkun-
gen ist vermehrt die Frage aufgetaucht, ob Pflanzenschutzmit-
tel für diese Bereiche überhaupt noch bei der Zulassung 
vorgesehen werden. 
Zu dieser Frage muß zunächst § 6 Abs. 3 angeführt werden. 
Hiernach kann die zuständige Behörde „Ausnahmen von Abs. 
2 genehmigen , wenn der angestrebte Zweck vordringlich ist 
und mit zumutbarem Aufwand auf andere Weise nicht erzielt 
werden kann und überwiegende öffentliche Interessen, insbe-
sondere des Schutzes von Tier- und Pflanzenarten, nicht ent-
gegenstehen". 
Hierzu wird begründet (1): „Insbesondere aus Gründen des 
öffentlichen Interesses muß es möglich bleiben, Pflanzen-
schutzmittel auch auf anderen als landwirtschaftlich, forstwirt-
schaftlich oder gärtnerisch genutzten Flächen sowie auch in 
oder an Gewässern anzuwenden. Daher sind unter eng 
umgrenzten Voraussetzungen behördliche Ausnahmegeneh-
migungen vorgesehen . . . " 
Da für den Fall der Erteilung von Ausnahmegenehmigun-
gen zugelassene Mittel zur Verfügung stehen müssen , werden 
auch weiterhin die in § 6 Abs . 2 angesprochenen Bereiche bei 
der Zulassung von Mitteln vorgesehen. 
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Mitteilungen 
Die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und Anwendungs-
technik der Biologischen Bundesanstalt gibt bekannt: 
Merkblatt Nr. 40 
Das Merkblatt Nr. 40 - Verzeichnis der Wartezeiten nach Pflanzen-
schutzmittelanwendung ist jetzt in 5. Auflage erschienen. 
Es enthält die im Rahmen des Zulassungsverfahrens für Pflanzen-
schutzmittel von der Biologischen Bundesanstalt festgelegten, nach 
Wirkstoffen bzw. Wirkstoffkombinationen geordneten aktuellen War-
tezeiten für pflanzliche Erzeugnisse (Stand: März 1987). Die Anord-
nung der Liste hat sich bewährt und wurde gegenüber der 4. Auflage 
vom Juli 1984 unverändert beibehalten. 
Das Merkblatt Nr. 40 kostet DM 6,- bei einer Mindestabnahme im 
Wert von DM 10,- (zuzüglich Mehrwertsteuer, Porto und Verpak-
kung). Es ist zu beziehen von ACO-Druck GmbH, Postfach 1143, 
3300 Braunschweig. 
(KOHSIEK) 
Prüfung von Beizmitteln gegen Gerlachia nivalis 
an Weizen, Roggen und Gerste 
Gerlachia nivalis (Syn.: Fusarium nivale) ist samen- und bodenbürtig. 
Bisher erfolgte die Prüfung von Beizmitteln nur gegen samenbürtigen 
Befall mit diesem Pilz an Weizen- und Roggensaatgut . Beide Anwen-
dungsgebiete wurden in den Zulassungsbescheiden für derartige Mit-
tel wie folgt formuliert : „Schneeschimmel an Weizen und Roggen" . 
Die spezifischer werdenden Prüfmethoden von Beizmitteln gegen 
G. nivalis erfordern aber eine Änderung der Definition der Anwen-
dungsgebiete , und zwar entsprechend der Art der Prüfung. Bei der 
eingangs genannten Art der Prüfung wird die geänderte Formulierung 
der Anwendungsgebiete in den Bescheiden lauten: „Samenbürtiger 
Befall mit Gerlachia nivalis an Weizen , Roggen und Gerste zur 
Auflaufsicherung" . An Gerste können nämlich derartige Prüfungen in 
Zukunft auch durchgeführt werden. 
Der Umfang der Prüfung von Beizmitteln kann - auf Antrag -
künftig auf die Wirksamkeit gegen bodenbürtigen Befall und die 
Erfassung der Wirkungsdauer der Mittel gegen den Pilz ausgedehnt 
werden. Hierzu wird die Prüfmethodik noch erarbeitet. 
H. EHLE (Braunschweig) 
Prüfung und Zulassung von „Zusatzstoffen" 
Die Mitteilungen über die Zulassung von „Zusatzstoffen" im Nach-
richtenblatt des Deutschen Pflanzenschutzdienstes (Braunschweig) 
36, 1984, S. 139, werden wie folgt ergänzt und neu gefaßt: 
Im Zulassungsverfahren von Stoffen, die dazu bestimmt sind , Pflan-
zenschutzmitteln bei ihrer Anwendung zugesetzt zu werden , um ihre 
Eigenschaften oder ihre Wirkungsweise zu verändern („Zusatz-
stoffe"), treten häufig Mißverständnisse auf. Es wird deshalb auf 
folgendes hingewiesen: 
1. Für die Antragstellung gilt das gleiche Antragsformular wie für 
Pflanzenschutzmittel. 
2. Die Zweckbestimmung dieser sogenannten Zusatzstoffe ist mög-
lichst genau zu beschreiben . D. h. , aus dem Antrag muß ersichtlich 
sein , welche Veränderung der Eigenschaften oder Wirkungsweise 
durch den Zusatzstoff bei einem Pflanzenschutzmittel bewirkt werden 
soll. 
Beispielhaft seien genannt: Erhöhung oder Beschleunigung der 
Wirksamkeit, Erweiterung des durch das Pflanzenschutzmittel allein 
erfaßbaren Schaderregerspektrums unter Beibehaltung der bei der 
Zulassung vorgesehenen Anwendungsdosis , Senkung der Anwen-
dungsdosis des Pflanzenschutzmittels unter Erhaltung der bei der 
Zulassung festgestellten Wirksamkeitsdaten. 
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3. Die Wirksamkeit des Zusatzstoffes in der vorgesehenen Zweckbe-
stimmung ist durch ausreichende Ergebnisse aus Vergleichsversuchen 
zwischen der vorgesehenen Kombination (Pflanzenschutzmittel/ 
Zusatzstoff), dem Pflanzenschutzmittel ohne Zusatzstoff und einer 
unbehandelten Kontrolle zu belegen. 
Sofern die Zweckbestimmung des Zusatzstoffes in einer Verringe-
rung der bei der Zulassung des Pflanzenschutzmittels vorgesehenen 
Dosis besteht, sollten die Versuche folgende vier Varianten umfassen. 
Pt1anzenschutzmittel in der verringerten Dosis mit Zusatzstoff, Pflan-
zenschutzmittel in der verringerten Dosis ohne Zusatzstoff, Pt1anzen-
schutzmittel in der bei dessen Zulassung vorgesehenen höheren 
Dosierung ohne Zusatzstoff, unbehandelte Kontrolle. 
4. Die Zulassung erfolgt in Anlehnung an Merkblatt Nr. 48 der 
Biologischen Bundesanstalt „Das Verfahren der Prüfung und Zulas-
sung von Pt1anzenbehandlungsmitteln" vom Juni 1980 unter Berück-
sichtigung der darüber hinaus aus dem Pflanzenschutzgesetz vom 15. 
September 1986 sich ergebenden Konsequenzen. Das heißt, für 
Zusatzstoffe sind hinsichtlich der vorzulegenden Unterlagen (z.B. 
über Rückstände und Toxikologie, Analytik, Auswirkungen auf und 
Verbleib im Boden, Wasser, Luft) die gleichen Anforderungen zu 
erfüllen wie für alle anderen Pflanzenschutzmittel. In Zweifelsfällen 
sollten Einzelheiten grundsätzlicher Art rechtzeitig vor der Antrag-
stellung mit dem zuständigen Mitarbeiter der Biologischen Bundesan-
stalt abgeklärt werden. 
5. Zusatzstoffe können nur in Verbindung mit bereits zugelassenen 
Pt1anzenschutzmitteln zugelassen werden. Auch die Erweiterung der 
Zweckbestimmung eines bereits zugelassenen Zusatzstoffes ist nur in 
Verbindung mit zugelassenen Mitteln möglich. 
6. Die als Kombinationspartner vorgesehenen Pflanzenschutzmittel 
sind genau zu bezeichnen. Der jeweilige Zulassungsinhaber dieser 
Mittel sollte über die vorgesehene Einbeziehung seines Mittels in das 
Zulassungsverfahren des Zusatzstoffes informiert sein. 
7. Zusatzstoffe haben im allgemeinen keine eigene Wirkung auf die zu 
bekämpfenden Schaderreger. Aufgrund ihrer eingangs genannten 
besonderen Zweckbestimmung unterscheidet sich deshalb ihr Zusatz 
zu Pt1anzenschutzmitteln grundsätzlich von deren in der Praxis übli-
chen Tankmischungen. Im Gegensatz zur Beurteilung dieser Tankmi-
schungen im Zulassungsverfahren steht bei der Kombination Pt1an-
zenschutzmittel/Zusatzstoff der Nachweis hinreichender Wirkung des 
Zusatzstoffes in seiner vorgesehenen Zweckbestimmung im Vorder-
grund und ist zu belegen. Dies gilt sowohl für die erstmalige Zulassung 
als auch für die Erweiterung der Zweckbestimmung eines bereits 
zugelassenen Zusatzstoffes. 
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Die Antragstellung muß somit immer vom Einführer, Hersteller 
oder erstmaligen Vertreiber des Zusatzstoffes ausgehen. Die bei der 
Zulassung des Zusatzstoffes vorgesehene Zweckbestimmung kann 
dann auch bei dem als Kombinationspartner verwendeten Pflanzen-
schutzmittel in der Gebrauchsanleitung genannt werden. 
MARTIN (Braunschweig) 
Personalnachrichten 
Dr. HEINRICH KOHSIEK, neuer Leiter der Abteilung 
für Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik 
Herrn Dr. Kohsiek ist mit Wirkung vom 1. Juni 1987 als Nachfolger 
von Herrn Dr. Voss die Leitung der Abteilung für Pflanzenschutzmit-
tel und Anwendungstechnik der BBA in Braunschweig übertragen 
worden. Herr Dr. KoHSIEK hat sich in einem Berufungsverfahren für 
diese Aufgaben qualifiziert, nachdem er 18 Jahre die Fachgruppe für 
Anwendungstechnik innerhalb der Abteilung geleitet hat. HEINRICH 
KoHSIEK hat im Alter von 33 Jahren die Leitung der Fachgruppe für 
Anwendungstechnik übernommen. Er konnte somit seine Führungs-
qualitäten schon früh beweisen. 
HEINRICH KoHSIEK sollte einst den elterlichen Hof in Mecklenburg 
übernehmen, was durch die Nachkriegsereignisse nicht mehr möglich 
war. Er schloß seine praktische landwirtschaftliche Ausbildung in 
Osnabrück als staatlich geprüfter Landwirt ab, holte das Abitur nach, 
studierte Maschinenbau an der TH München und der TU Berlin, wo 
er 1966 das Diplomexamen ablegte. Seine Doktorarbeit fertigte er am 
Institut für Landtechnik der TU Berlin bei Prof. Dr. GöHLICH, In der 
BBA ist Dr. KOHSIEK 1986 das Amt eines Direktors und Professors 
übertragen worden. 
Die der BBA und dem Pflanzenschutz verbunde.nen Kolleginnen 
und Kollegen wünschen Herrn Dr. KOHSIEK für die Ubernahme einer 
schwierigen Aufgabe Stehvermögen und eine glückliche Hand. 
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